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Protokoll 

 
Sitzung des Rates der Stadt Braunschweig - Hybridsitzung 
  
Sitzungstermin: Dienstag, 10.02.2026, 14:00 Uhr 
 

Raum, Ort: Rathaus, Großer Sitzungssaal 
Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig 

 

Beginn: 14:00 Uhr 
Ende: 19:15 Uhr 
 
Ratsmitglieder (in Klammern) verhindert, * per Video, übrige Teilnehmer/innen in Präsenz 
 
Frau Antonelli-Ngameni *   Herr Köster 
Frau Arning     Herr Kühn 
Herr Bader     Herr Langer  
Frau Bartsch     Herr Lehmann 
Herr Behrens     Frau Lerche 
Herr Böttcher     Frau Maul 
Herr Bratmann    Herr Mehmeti 
Herr Bratschke    Herr Merfort 
Frau Braunschweig    (Herr Möller) 
Herr Disterheft    Frau Mundlos 
Frau Dr. Flake     Frau Ohnesorge 
Herr Flake     Herr Dr. Plinke 
Herr Glogowski    Herr Pohler 
Frau Glogowski-Merten   Frau Saxel 
Frau Göring     Herr Schatta 
Herr Graffstedt    Frau Schneider 
Frau Hahn     Herr Schnepel 
Frau Hillner *     Frau Schütze 
Frau Ihbe     Herr Stühmeier 
Frau Jalyschko    Herr Swalve 
Frau Jaschinski-Gaus *   Herr Täubert 
(Frau Johannes)    Herr Volkmann 
(Herr Jonas)     Frau vom Hofe 
Frau Kaphammel    Frau von Gronefeld 
Frau Kluth     Herr Wendt 
Herr Knurr     Herr Winckler 
Frau Köhler     Herr Wirtz 
 
Verwaltung 
Oberbürgermeister Dr. Kornblum 
Erster Stadtrat Geiger 
Stadtrat Dr. Pollmann 
Stadtbaurat Leppa 
Dezernentin Prof. Dr. Hesse 
Beschäftigter Albinus 
Stadträtin Hanusch 
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Tagesordnung 

Öffentlicher Teil 
 
1. Eröffnung der Sitzung 

 
 

2. Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 09.12.2025 
 

 

3. Mitteilungen 
 

 

3.1. Gleichstellungsbericht 2022 bis 2024 
Mitteilung der Verwaltung 
 

26-28164 

3.1.1. Ergänzung zum Gleichstellungsbericht 2022 bis 2024 
Mitteilung der Verwaltung 
 

26-28164-01 

3.2. Umsetzungsstand IKSK 2.0 - Jahresbericht 2025 
Mitteilung der Verwaltung 
 

25-28058 

4. Anträge 
 

 

4.1. Neufassung von § 41 Abs. 3 der Geschäftsordnung für den Rat, 
den Verwaltungsausschuss, die Ausschüsse und 
die Stadtbezirksräte der Stadt Braunschweig 
Antrag der CDU-Fraktion 
 

25-27006 

4.2. Braunschweigs Sicherheit stärken 
Antrag der CDU-Fraktion 
 

26-28149 

4.2.1. Braunschweigs Sicherheit stärken 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

26-28149-01 

4.3. Resiliente Stadt Braunschweig – Erstellung eines Leitfadens 
für Bevölkerung und Wirtschaft zur Krisenvorsorge 
Antrag der SPD-Fraktion 
 

26-28152 

4.3.1. Resiliente Stadt Braunschweig – Erstellung eines Leitfadens 
für Bevölkerung und Wirtschaft zur Krisenvorsorge 
Änderungsantrag zur Vorlage 26-28152 
Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN 
 

26-28152-01 

4.3.2. Resiliente Stadt Braunschweig – Erstellung eines Leitfadens für 
Bevölkerung und Wirtschaft zur Krisenvorsorge - Änderungsantrag 
Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/ 
Die GRÜNEN 
 

26-28152-02 

4.4. Neue Gebühren für Anwohnerparkausweise unter 
Berücksichtigung der Fahrzeuggröße 
Antrag der Gruppe BIBS/Robert Glogowski und 
der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN 
 

26-28173 

5. Umbesetzung im Verwaltungsausschuss und in den Ausschüssen 
 

26-28252 
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6. Veräußerung von zwei insgesamt ca. 6.730 m² großen städtischen 
Grundstücken in dem Gewerbegebiet Hungerkamp an die 
REVENTAL GmbH, Charentoner Straße 28, 33142 Büren 
 

25-27036 

7. Haushaltsvollzug 2025 hier: Zustimmung zu über- und 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen bzw. 
Verpflichtungsermächtigungen gemäß §§ 117 und 119 Abs. 5 
NKomVG 
 

26-28226 

8. Haushaltsvollzug 2026 hier: Zustimmung zu über- und 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen bzw. 
Verpflichtungsermächtigungen gemäß §§ 117 und 119 Abs. 5 
NKomVG 
 

26-28210 

9. Annahme oder Vermittlung von Zuwendungen über 2.000 € 
 

26-28134 

10. Festsetzung von Teilnahmeentgelten für die geplanten 
Ferienfreizeiten (FaBS) des Fachbereichs Kinder, Jugend 
und Familie in 2026 
 

25-27050 

11. Internationale Jugendarbeit - Angebote 2026 
 

25-28009 

12. Bebauungsplan "Bahnhaltepunkt Bienrode", BI 41 
Stadtgebiet zwischen Waggumer Straße, Hermann-Schlichting-
Straße, Gerhard-Borchers-Straße und Forststraße 
(Geltungsbereich A) 
Stadtgebiet nördlich des Bienroder Sees, Teilfläche des Flur- 
stücks 91 in der Flur 3, Gemarkung Waggum (Geltungsbereich B) 
Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss 
 

26-28174 

13. Oberbauform für die Erneuerung der Gleisanlagen 
Friedrich-Wilhelm-Straße/Waisenhausdamm 
 

25-26786 

13.1. Oberbauform für die Erneuerung der Gleisanlagen 
Friedrich-Wilhelm-Straße/Waisenhausdamm 
Änderungsantrag zur Beschlussvorlage - 25-26786 
Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN 
 

26-28358 

14. Anfragen 
 

 

14.1. Schließung der Filiale Dankwardstraße der 
Braunschweigischen Landessparkasse 
Anfrage der SPD-Fraktion 
 

26-28280 

14.1.1. Schließung der Filiale Dankwardstraße der 
Braunschweigischen Landessparkasse 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

26-28280-01 

14.2. Kinder- und Jugendbeteiligung in Braunschweig 
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN 
 

26-28263 

14.2.1. Kinder- und Jugendbeteiligung in Braunschweig 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

26-28263-01 
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14.3. Entwicklung der Baukosten in Braunschweig 
Anfrage der CDU-Fraktion 
 

26-28279 

14.3.1. Entwicklung der Baukosten in Braunschweig 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

26-28279-01 

14.4. Vier Jahre nach Kriegsbeginn: Unterstützung für Bila Tserkva 
Anfrage der FDP-Fraktion 
 

26-28262 

14.4.1. Vier Jahre nach Kriegsbeginn: Unterstützung für Bila Tserkva 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

26-28262-02 

14.5. Finanzielle Risiken beim Projekt Stiftshöfe 
Anfrage der CDU-Fraktion 
 

26-28278 

14.5.1. Finanzielle Risiken beim Projekt Stiftshöfe 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

26-28278-01 

14.6. Ausfallzeiten beim Biomasseheizkraftwerk von BS|Energy 
Dringlichkeitsanfrage zur Ratssitzung am 10. Februar 2026 
Dringlichkeitsanfrage der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN 
 

26-28337 

14.6.1. Ausfallzeiten beim Biomasseheizkraftwerk von BS|Energy 
Dringlichkeitsanfrage zur Ratssitzung am 10. Februar 2026 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

26-28337-01 
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Protokoll 

Öffentlicher Teil 
 
 

1. Eröffnung der Sitzung  
 
Ratsvorsitzender Graffstedt eröffnet um 14:04 Uhr die Sitzung und begrüßt die Zuhörerinnen 
und Zuhörer. Er stellt fest, dass die Einladung rechtzeitig zugegangen ist und der Rat 
ordnungsgemäß geladen sowie beschlussfähig ist. 
 
Ratsvorsitzender Graffstedt weist darauf hin, dass die Sitzung in hybrider Form stattfindet, 
also neben den in Präsenz Anwesenden auch Ratsmitglieder per Videokonferenz an der 
Sitzung teilnehmen. Er benennt die entschuldigten sowie die per Videokonferenz 
zugeschalteten Teilnehmerinnen und Teilnehmer und stellt fest, dass die übrigen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer im Saal anwesend sind. 
 
Sodann gibt Ratsvorsitzender Graffstedt Hinweise zur Durchführung der Sitzung in hybrider 
Form und teilt mit, dass den Ratsmitgliedern nach Versand der Tagesordnung noch folgende 
Beratungsunterlagen zugegangen sind: 
 
Zu TOP 3.1.1:  Ergänzung zum Gleichstellungsbericht 2022 bis 2024 
   Mitteilung 26-28164-01 
 
Zu TOP 4.3.1:  Resiliente Stadt Braunschweig – Erstellung eines Leitfadens 

für Bevölkerung und Wirtschaft zur Krisenvorsorge  
   Änderungsantrag 26-28152-01 
 
Zu TOP 4.3.2:  Resiliente Stadt Braunschweig – Erstellung eines Leitfadens 

für Bevölkerung und Wirtschaft zur Krisenvorsorge 
   Änderungsantrag 26-28152-02 
 
Zu TOP 13.1:  Oberbauform für die Erneuerung der Gleisanlagen 

Friedrich-Wilhelm-Straße/Waisenhausdamm 
Änderungsantrag 26-28358 

 
Er weist ferner auf die vorliegende Dringlichkeitsanfrage 26-28337 „Ausfallzeiten beim 
Biomasseheizkraftwerk von BS|Energy, Dringlichkeitsanfrage zur Ratssitzung am 
10. Februar 2026“ hin. Die Dringlichkeit wird von Ratsherrn Schnepel begründet. 
Ratsherr Köster erhebt Gegenrede. Anschließend lässt Ratsvorsitzender Graffstedt 
über die Dringlichkeit abstimmen und stellt fest, dass diese bei einigen Gegenstimmen 
und drei Enthaltungen anerkannt wird. Die Dringlichkeitsanfrage wird unter TOP 14.6 
in die Tagesordnung eingefügt. 
 
Ratsvorsitzender Graffstedt teilt weiter mit, dass der Antrag 25-27006 „Neufassung von 
§ 41 Abs. 3 der Geschäftsordnung für den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ausschüsse 
und die Stadtbezirksräte der Stadt Braunschweig“ von der antragstellenden Fraktion 
zurückgezogen wurde und die Beratung des Tagesordnungspunktes 4.1 somit entfällt. 
Er informiert in diesem Zusammenhang, dass im Rahmen einer Sondersitzung des 
Ältestenrates die Verständigung erzielt wurde, das Thema zu Beginn der neuen Wahlperiode 
aufzugreifen und im Rahmen der dann neu zu fassenden Geschäftsordnung zu regeln. 
 
Sodann weist Ratsvorsitzender Graffstedt darauf hin, dass die Tagesordnungspunkte 15 
bis 17 zur Beratung in nichtöffentlicher Sitzung vorgesehen sind. Er stellt fest, dass 
hiergegen kein Widerspruch erhoben wird und der Rat einverstanden ist, so zu verfahren. 
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Anschließend lässt Ratsvorsitzender Graffstedt über die geänderte Tagesordnung 
abstimmen und stellt fest, dass diese einstimmig angenommen wird. 
 
Der Rat tritt um 14:13 Uhr in die Beratung ein. 
 
 
2. Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 09.12.2025  
 
Ergebnis: 
Das Protokoll der Sitzung vom 09.12.2025 wird einstimmig genehmigt. 
 
 
3. Mitteilungen  
 
 
3.1. Gleichstellungsbericht 2022 bis 2024 

Mitteilung der Verwaltung 
26-28164 

 
Ratsvorsitzender Graffstedt weist darauf hin, dass zu der Mitteilung 26-28164 
die ergänzende Mitteilung 26-28164-01 vorliegt. 
 
Die Gleichstellungsbeauftragte Frau Lenz berichtet zum Gleichstellungsbericht 2022 bis 
2024. 
 
Im Anschluss an die Aussprache stellt Ratsvorsitzender Graffstedt fest, dass die Mitteilungen 
26-28164 und 26-28164-01 ergangen sind. 
 
Ergebnis: 
Die Mitteilung 26-28164 wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
3.1.1. Ergänzung zum Gleichstellungsbericht 2022 bis 2024 

Mitteilung der Verwaltung 
26-28164-01 

 
Siehe Protokollierung zu TOP 3.1 / Drs.-Nr. 26-28164. 
 
Ergebnis: 
Die Mitteilung 26-28164-01 wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
3.2. Umsetzungsstand IKSK 2.0 - Jahresbericht 2025 

Mitteilung der Verwaltung 
25-28058 

 
Ratsvorsitzender Graffstedt stellt fest, dass die Mitteilung 25-28058 nach Aussprache 
ergangen ist. 
 
Ergebnis: 
Die Mitteilung 25-28058 wird zur Kenntnis genommen. 
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4. Anträge  
 
 
4.1. Neufassung von § 41 Abs. 3 der Geschäftsordnung für den 

Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ausschüsse und die 
Stadtbezirksräte der Stadt Braunschweig 
Antrag der CDU-Fraktion 

25-27006 

 
Ratsvorsitzender Graffstedt weist darauf hin, dass die Beratung zu diesem 
Tagesordnungspunkt entfällt, da der Antrag 25-27006 von der antragstellenden 
Fraktion zurückgezogen wurde. 
 
Ergebnis: 
Der Antrag 25-27006 wurde von der antragstellenden Fraktion zurückgezogen. 
 
 
4.2. Braunschweigs Sicherheit stärken 

Antrag der CDU-Fraktion 
26-28149 

 
Ratsvorsitzender Graffstedt weist darauf hin, dass zu dem Antrag 26-28149 
die Stellungnahme 26-28149-01 vorliegt. Er nimmt Bezug auf die Vorberatung im 
Verwaltungsausschuss und teilt mit, dass seitens des Antragstellers um getrennte 
Abstimmung zu den einzelnen Ziffern des Beschlussvorschlags im Rat gebeten wurde. 
 
Ratsherr Pohler bringt den Antrag 26-28149 ein und begründet diesen. 
 
Während der Aussprache übernimmt stellvertretende Ratsvorsitzende Kluth von 16:12 Uhr 
bis 16:16 Uhr die Sitzungsleitung. Danach übernimmt Ratsvorsitzender Graffstedt wieder 
die Sitzungsleitung. 
 
Im Anschluss an die Aussprache lässt Ratsvorsitzender Graffstedt zunächst über den 
Antrag auf getrennte Abstimmung abstimmen und stellt fest, dass dieser bei wenigen 
Gegenstimmen und 2 Enthaltungen angenommen wird. 
 
Danach stellt er den Antrag 26-28149, getrennt nach den Ziffern 1 bis 6 
des Beschlussvorschlags, zur Abstimmung. 
 
Beschluss: 
Um die Sicherheit und das Sicherheitsgefühl in Braunschweig zu stärken, werden folgende 
Maßnahmen beschlossen: 
 
1. Sicherheitsbefragung 
Die Verwaltung wird gebeten, eine umfassende Sicherheitsbefragung nach dem Vorbild 
der Stadt Mannheim zu beauftragen, im Anschluss auszuwerten und inklusive konkreter 
Umsetzungsvorschläge der darin empfohlenen Maßnahmen dem Rat über seine 
Ausschüsse vorzustellen. 
 
Die Deckung der dafür notwendigen finanziellen Mittel erfolgt unter Inanspruchnahme 
der im Teilhaushalt „Allgemeine Finanzwirtschaft“ ausgewiesenen Deckungsreserve 
zur Flexibilisierung der Bewirtschaftung für Aufwendungen im Ergebnishaushalt. 
 
2. Waffenverbotszone 
Die Verwaltung wird gebeten in Abstimmung mit der Polizei die in der Ratssitzung am 
5. November 2024 beschlossene Verordnung über die „Einrichtung einer Verbotszone 
über das Führen von Waffen, Messern und gefährlichen Gegenständen in der Stadt 
Braunschweig“ (beschlossen in der mündlich geänderten Fassung des CDU-



 
 

8 
 

Änderungsantrages mit der DS.-Nr. 24-24122-02) dahingehend zu überprüfen, ob 
Veränderungen (bspw. eine Ausweitung der Verbotszeiten oder eine Vergrößerung der 
durch die Verordnung betroffene Fläche) angezeigt sind. Das Ergebnis dieser Prüfung ist 
inklusive eines Berichts über den Umsetzungsstand der im Änderungsantrag 24-24122-02 
beschlossenen Maßnahmen dem Rat über seine Ausschüsse vorzustellen. Sollten 
Änderungen an der bestehenden Verordnung angezeigt sein, werde diese dem Rat 
über seine Ausschüsse zum Beschluss vorgelegt. 
 
Die Verwaltung wird gebeten in Abstimmung mit der Polizei erneut zu überprüfen, ob die 
Bereiche um den Bohlweg, den Herzogin-Anna-Amalia-Platz, den Platz am Ritterbrunnen 
und den Schlossplatz die Kriterien zur Einrichtung einer Waffenverbotszone erfüllen und 
dem Rat dann über seine Ausschüsse einen entsprechenden Verordnungsentwurf zur 
Beschlussfassung vorzulegen. 
 
3. Sicherheit in den Fahrzeugen und an den Haltestellen der BSVG 
Die Verwaltung wird gebeten mit der Braunschweiger Verkehrs GmbH in Kontakt zu treten 
und die Etablierung eines Sicherheitsdienstes in den Fahrzeugen der BSVG zumindest an 
den Abenden des Wochenendes und wenigstens auf der Strecke zwischen den Haltestellen 
„Hauptbahnhof“ und „Rathaus“ nach dem Vorbild der Landeshauptstadt Hannover 
einzurichten. Gleichzeitig sollen diese eingesetzten Kräfte die Sauberkeit an den Haltestellen 
gewährleisten. 
 
4. Sicherheitsbegehungen der Innenstadt 
Die Verwaltung wird gebeten, regelmäßige Sicherheitsbegehungen der Innenstadt unter 
Beteiligung der Fachbereiche 32 (Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit; hier ZOD), 
66 (Tiefbau und Verkehr) und 67 (Stadtgrün) sowie dem Gleichstellungsreferat, der 
Diakonischen Gesellschaft Wohnen und Beraten mbH (Streetworker), ALBA Braunschweig 
und den Innenstadtakteuren durchzuführen, um kurzfristigen Handlungsbedarf der 
Verbesserung von Sicherheit und Sauberkeit zu identifizieren und abzustellen. Eine 
spätere Ausdehnung dieser Sicherheitsbegehungen auf andere Bereiche der Stadt 
ist wünschenswert. 
 
5. Stärkung des Zentralen Ordnungsdienstes 
In Abkehr der bisherigen Praxis (dargestellt in der Mitteilung 25-26385) wird die Ausbildung 
der Mitarbeiter des ZOD dahingehend angepasst, dass zukünftig unmittelbarer Zwang 
angewendet werden kann. 
 
Die Verwaltung wird gebeten, als unterstützende Maßnahme dafür die Mitarbeiter des 
Zentralen Ordnungsdienstes mit einer robusten Schutzausrüstung nach dem Vorbild 
der Landeshauptstadt Hannover sowie der Stadt Dortmund auszustatten. 
 
Die Deckung der dafür notwendigen finanziellen Mittel erfolgt unter Inanspruchnahme 
der im Teilhaushalt „Allgemeine Finanzwirtschaft“ ausgewiesenen Deckungsreserve 
zur Flexibilisierung der Bewirtschaftung für Aufwendungen im Ergebnishaushalt. 
 
6. Sicherheitskonferenzen in den Stadtbezirken 
Unter Einbeziehung der jeweiligen Stadtbezirksräte und der Einwohnerinnen und Einwohner 
ist in der ersten Hälfte des Jahres 2026 eine Sicherheitskonferenz in allen Stadtbezirken 
durchzuführen. Hierbei sind die Einwohnerinnen und Einwohner des jeweiligen Bezirkes 
aufgerufen, konkrete Orte zu benennen, an denen sie sich unsicher fühlen, z.B. weil die 
Beleuchtung nicht ausreichend ist oder es vermehrt zu Einbrüchen etc. kommt. Wesentliche 
Akteure wie Polizei, ZOD und ggf. weitere Behörden sind einzubeziehen.  
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Abstimmungsergebnis: 
getrennte Abstimmung 
 
zu Ziffer 1: bei einigen Fürstimmen und einer Enthaltung abgelehnt 
zu Ziffer 2: bei einigen Fürstimmen und einer Enthaltung abgelehnt 
zu Ziffer 3: bei einigen Fürstimmen und einer Enthaltung abgelehnt 
zu Ziffer 4: bei einigen Fürstimmen und einer Enthaltung abgelehnt 
zu Ziffer 5: bei einigen Fürstimmen abgelehnt 
zu Ziffer 6: bei einigen Fürstimmen und zwei Enthaltungen abgelehnt 
 
 
4.2.1. Braunschweigs Sicherheit stärken 

Stellungnahme der Verwaltung 
26-28149-01 

 
Siehe Protokollierung zu TOP 4.2 / Drs.-Nr. 26-28149. 
 
Ergebnis: 
Die Stellungnahme 26-28149-01 wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Ratsvorsitzender Graffstedt unterbricht die Sitzung in der Zeit von 16:24 Uhr bis 16:57 Uhr 
für eine Pause. 
 
Nach der Pause findet in der Zeit von 16:58 Uhr bis 17:18 Uhr die Einwohnerfragestunde 
unter Leitung von Ratsvorsitzendem Graffstedt statt. 
 
 
 
4.3. Resiliente Stadt Braunschweig – Erstellung eines Leitfadens 

für Bevölkerung und Wirtschaft zur Krisenvorsorge 
Antrag der SPD-Fraktion 

26-28152 

 
Ratsvorsitzender Graffstedt weist darauf hin, dass zu dem Antrag 26-28152 
die Änderungsanträge 26-28152-01 und 26-28152-02 vorliegen. Er weist ferner darauf 
hin, dass der Änderungsantrag 26-28152-02 den vorhergehenden Änderungsantrag 
sowie den Ursprungsantrag ersetzt. 
 
Ratsherr Disterheft bringt den interfraktionellen Änderungsantrag 26-28152-02 ein und 
begründet diesen. 
 
Im Anschluss an die Aussprache stellt Ratsvorsitzender Graffstedt den Änderungsantrag 
26-28152-02 zur Abstimmung. 
 
Ergebnis: 
Der Antrag 26-28152 wird durch den Änderungsantrag 26-28152-02 ersetzt. 
 
 
4.3.1. Resiliente Stadt Braunschweig – Erstellung eines Leitfadens 

für Bevölkerung und Wirtschaft zur Krisenvorsorge 
Änderungsantrag zur Vorlage 26-28152 
Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN 

26-28152-01 

 
Siehe Protokollierung zu TOP 4.3 / Drs.-Nr. 26-28152. 
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Ergebnis: 
Der Änderungsantrag 26-28152-01 wird durch den Änderungsantrag 26-28152-02 ersetzt. 
 
 
4.3.2. Resiliente Stadt Braunschweig – Erstellung eines Leitfadens 

für Bevölkerung und Wirtschaft zur Krisenvorsorge - 
Änderungsantrag 
Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/ 
Die GRÜNEN 

26-28152-02 

 
Siehe Protokollierung zu TOP 4.3 / Drs.-Nr. 26-28152. 
 
Beschluss: 
Die Verwaltung wird gebeten, einen Leitfaden für Bevölkerung und Wirtschaft zur 
Krisenvorsorge (in digitaler und analoger Form) zu erstellen und zu veröffentlichen, 
der Handlungsschritte und -empfehlungen für Notfallsituationen und bei kritischen 
Infrastrukturausfällen abbildet. Die Inhalte dieses Leitfadens sollen der Bevölkerung 
auch in mehreren Informationsveranstaltungen nahegebracht werden, an denen neben 
der Stadtverwaltung auch andere relevante Akteure (Feuerwehr, BS|Energy, BS-Netz, 
städtische Gesellschaften etc.) beteiligt werden. 
 
Dieser Leitfaden soll insbesondere folgende Punkte abdecken: 

1. Vorsorgemaßnahmen: Praktische Hilfestellungen zur individuellen Bevorratung 
und technischen Vorsorge (z. B. Notstrom, Wärme). 

2. Notlösungen und Anlaufstellen: Übersicht über Standorte der „Leuchttürme“ 
(Notfall-Meldestellen) im Stadtgebiet bei Strom- oder Netzausfall. 

3. Wirtschaftsschutz: Beratungsmöglichkeiten für Betriebe darstellen, um sich auf 
Krisenlagen individuell bestmöglich vorbereiten zu können. 

4. Kommunikationswege: Erläuterung der Warnsysteme (Sirenen/Sprachdurchsagen) 
und Informationskanäle in Krisenzeiten. 

5. Gefahren durch klimabedingte Extremwetterereignisse: Informationen zum Verhalten 
bei Hitze ("Hitzeschutzinseln") sowie bei Starkregen und Hochwasser und zu möglichen 
Anlaufstellen im Stadtgebiet. 

6. Energieversorgung: Informationen zu Orten, an denen vulnerable Personen Zuflucht 
vor Hitze oder Kälte finden bzw. man im Falle eines langanhaltenden Stromausfalls 
z. B. ein Smartphone oder ein Laptop aufladen oder Babynahrung aufwärmen kann 
("Energieinseln"). 

 
Abstimmungsergebnis: 
bei einigen Gegenstimmen und drei Enthaltungen beschlossen 
 
 
4.4. Neue Gebühren für Anwohnerparkausweise unter 

Berücksichtigung der Fahrzeuggröße 
Antrag der Gruppe BIBS/Robert Glogowski und 
der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN 

26-28173 

 
Ratsfrau Arning bringt den interfraktionellen Antrag 26-28173 ein und begründet diesen. 
 
Nach der Aussprache lässt Ratsvorsitzender Graffstedt über den Antrag 26-28173 
abstimmen. 
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Beschluss: 
Die Gebührenordnung für das Parken auf gebührenpflichtigen Parkplätzen in der 
Stadt Braunschweig (ParkGO) wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Bewohnerparkausweisgebühren errechnen sich künftig aus einem Jahresgrundbetrag 

von 40 € multipliziert mit der jeweiligen Länge und Breite des Fahrzeugs in Metern. 
Maßgeblich hierfür sind die im Fahrzeugschein eingetragenen Werte. Anbauten an 
Fahrzeugen wie Spoiler, Fahrradträger und Außenspiegel werden nicht berücksichtigt. 

2. Der volle Jahresgrundbetrag gilt erst ab 2029. Ab Mitte 2026 gilt ein halbierter 
Grundbetrag von 20 € / m², ab 2028 ein Grundbetrag von 30 € / m². 

3. Die bisherigen Voraussetzungen für das Anwohnerparken ändern sich nicht. 
 
Abstimmungsergebnis: 
bei einigen Fürstimmen und vier Enthaltungen abgelehnt 
 
 
5. Umbesetzung im Verwaltungsausschuss und in den 

Ausschüssen 
26-28252 

 
Beschluss: 
 

1. Verwaltungsausschuss 
  
Ratsherr Robert Glogowski wird als stellvertretendes Mitglied mit beratender Stimme 
(Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im Verwaltungsausschuss 
bestimmt. 
  

2. Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 3 NKomVG 
  
Das bisherige Grundmandat des Ratsherrn Robert Glogowski gemäß § 71 Abs. 4 
Satz 3 NKomVG im Ausschuss für Finanzen, Personal und Digitalisierung besteht 
nicht mehr. 

  
3. Umbesetzung in Ausschüssen  

  
Ausschuss für Feuerwehr, Katastrophenschutz und Ordnung 
  
Ratsherr Robert Glogowski wird als stellvertretendes Mitglied mit beratender Stimme 
(Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im Ausschuss für Feuerwehr, 
Katastrophenschutz und Ordnung benannt. 
  
Ausschuss für Finanzen, Personal und Digitalisierung 
  

- Ratsherr Felix Langer wird anstelle von Ratsfrau Bianca Braunschweig als Mitglied 
im Ausschuss für Finanzen, Personal und Digitalisierung benannt. 

- Anstelle von Ratsfrau Sabine Bartsch wird Ratsherr Robert Glogowski als Mitglied 
mit beratender Stimme (Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im 
Ausschuss für Finanzen, Personal und Digitalisierung benannt. 

- Ratsfrau Sabine Bartsch wird als stellvertretendes Mitglied mit beratender Stimme 
(Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im Ausschuss für Finanzen, 
Personal und Digitalisierung benannt. 
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Ausschuss für Kultur und Wissenschaft 
  

- Anstelle von Ratsfrau Silke Arning wird Ratsherr Robert Glogowski als Mitglied 
mit beratender Stimme (Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im 
Ausschuss für Kultur und Wissenschaft benannt. 

- Ratsfrau Silke Arning wird als stellvertretendes Mitglied mit beratender Stimme 
(Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im Ausschuss für Kultur 
und Wissenschaft benannt. 
  
Ausschuss für Mobilität, Tiefbau und Auftragsvergaben 
  
Ratsherr Robert Glogowski wird als stellvertretendes Mitglied mit beratender Stimme 
(Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im Ausschuss für Mobilität, 
Tiefbau und Auftragsvergaben benannt. 
  
Ausschuss für Planung und Hochbau 
  

- Anstelle von Ratsfrau Silke Arning wird Ratsherr Robert Glogowski als Mitglied 
mit beratender Stimme (Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im 
Ausschuss für Planung und Hochbau benannt. 

- Ratsfrau Silke Arning wird als stellvertretendes Mitglied mit beratender Stimme 
(Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im Ausschuss für Planung 
und Hochbau benannt. 
  
Ausschuss für Soziales und Gesundheit 
  
Ratsherr Robert Glogowski wird als stellvertretendes Mitglied mit beratender Stimme 
(Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im Ausschuss für Soziales und 
Gesundheit benannt. 
  
Ausschuss für Vielfalt und Integration 
  
Ratsherr Robert Glogowski wird als stellvertretendes Mitglied mit beratender Stimme 
(Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im Ausschuss für Vielfalt und 
Integration benannt. 
  
Jugendhilfeausschuss 
  
Anstelle von Frau Astrid Kasper wird Ratsherr Robert Glogowski als stellvertretendes 
Mitglied mit beratender Stimme (Grundmandat nach § 3 Abs. 2 der Satzung für das 
Jugendamt der Stadt Braunschweig i.V.m. § 73 und § 71 NKomVG) im 
Jugendhilfeausschuss benannt. 
  
Sportausschuss 
  
Ratsherr Robert Glogowski wird als stellvertretendes Mitglied mit beratender Stimme 
(Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im Sportausschuss benannt. 
  
Umwelt- und Grünflächenausschuss 
  
Ratsherr Robert Glogowski wird als stellvertretendes Mitglied mit beratender Stimme 
(Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im Umwelt- und 
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Grünflächenausschuss benannt. 
  
Wirtschaftsausschuss 
  

- Ratsfrau Bianca Braunschweig wird anstelle von Ratsherrn Felix Langer als Mitglied 
im Wirtschaftsausschuss benannt. 

- Ratsherr Felix Langer wird anstelle von Ratsfrau Bianca Braunschweig als 
Stellvertreter im Wirtschaftsausschuss benannt. 

- Anstelle von Ratsfrau Sabine Bartsch wird Ratsherr Robert Glogowski als Mitglied 
mit beratender Stimme (Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im 
Wirtschaftsausschuss benannt. 

- Ratsfrau Sabine Bartsch wird als stellvertretendes Mitglied mit beratender Stimme 
(Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG) im Wirtschaftsausschuss 
benannt.  

 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig beschlossen 
 
 
6. Veräußerung von zwei insgesamt ca. 6.730 m² großen 

städtischen Grundstücken in dem Gewerbegebiet Hunger- 
kamp an die REVENTAL GmbH, Charentoner Straße 28, 
33142 Büren 

25-27036 

 
Ratsvorsitzender Graffstedt stellt die Vorlage 25-27036 nach Aussprache zur Abstimmung. 
 
Beschluss: 
Der Veräußerung von zwei insgesamt ca. 6.730 m² großen städtischen Grundstücken 
in dem Gewerbegebiet Hungerkamp an die REVENTAL GmbH, Charentoner Straße 28, 
33142 Büren wird zu den in der Vorlage genannten Konditionen zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
bei wenigen Gegenstimmen und einigen Enthaltungen beschlossen 
 
 
7. Haushaltsvollzug 2025 hier: Zustimmung zu über- und 

außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen bzw. 
Verpflichtungsermächtigungen gemäß §§ 117 und 119 Abs. 5 
NKomVG 

26-28226 

 
Beschluss: 
Den in der Vorlage aufgeführten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen bzw. Verpflichtungsermächtigungen gemäß §§ 117 und 119 Abs. 5 NKomVG 
wird unter Inanspruchnahme der aufgezeigten Deckungsmittel zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
bei einer Enthaltung beschlossen 
  



 
 

14 
 

8. Haushaltsvollzug 2026 hier: Zustimmung zu über- und 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen bzw. 
Verpflichtungsermächtigungen gemäß §§ 117 und 119 Abs. 5 
NKomVG 

26-28210 

 
Beschluss: 
Den in der Vorlage aufgeführten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen bzw. Verpflichtungsermächtigungen gemäß §§ 117 und 119 Abs. 5 NKomVG 
wird unter Inanspruchnahme der aufgezeigten Deckungsmittel zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig beschlossen 
 
 
9. Annahme oder Vermittlung von Zuwendungen über 2.000 € 26-28134 
 
Beschluss: 
Der Annahme bzw. Vermittlung der in den Anlagen aufgeführten Zuwendungen wird 
zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig beschlossen 
 
 
10. Festsetzung von Teilnahmeentgelten für die geplanten 

Ferienfreizeiten (FaBS) des Fachbereichs Kinder, Jugend 
und Familie in 2026 

25-27050 

 
Beschluss: 
Die Teilnahmeentgelte für die geplanten Ferienfreizeiten des Fachbereiches Kinder, Jugend 
und Familie in den Oster-, Sommer- und Herbstferien 2026 und in den Weihnachtsferien 
2026/2027 werden wie folgt festgesetzt: 

Die Osterfreizeit im Schullandheim des Märkischen Kreises auf Norderney soll vom 28. März 
bis 04. April 2026 stattfinden. 

• 439,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft in Braunschweig 
• 489,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft außerhalb Braunschweigs und/oder 

wohnhaft in einer Einrichtung der Stationären Jugendhilfe 
 

Die Familienfreizeit auf dem Kinder- und Jugendzeltplatz Lenste wird nicht mehr angeboten. 
Grund ist die mangelnde Nachfrage der Zielgruppe. Um Stornierungskosten im Rahmen von 
Buchungen von z. B. Bussen in Zukunft zu vermeiden, wurde entschieden, die Freizeit zu 
streichen. 

Die Sommerfreizeit auf dem Kinder- und Jugendzeltplatz Lenste wird auch 2026 aus 
pädagogischen Gründen wieder als eine lange Freizeit stattfinden.  

Die Anpassung der Berechnung der Sommerfreizeit aus dem letzten Jahr wurde beibehalten, 
um den Preis weiterhin möglichst gering zu halten. Das Sachgebiet übernimmt also auch 
2026 die Ausbildung und Anleitung der Ehrenamtlichen und des Nachwuchs-
Betreuungspersonals, wodurch die Kosten für die Seminare und die Spülis nicht mehr 
auf die Teilnehmenden umgelegt werden. Auch der Etat für Benzin und Telefon und 
der Kostenbeitrag Ferienfreizeitbedarf bleibt weiterhin so niedrig wie im letzten Jahr.  

Die Sommerfreizeit auf dem Kinder- und Jugendzeltplatz Lenste soll vom 25. Juli bis 
08. August 2026 stattfinden. 
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• 400,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft in Braunschweig 
• 568,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft außerhalb Braunschweigs 

und/oder wohnhaft in einer Einrichtung der Stationären Jugendhilfe 
 
Die Herbstfreizeit im Schulland- und Jugendheim Berlin in Braunlage/Hohegeiß soll vom 
10. bis 17. Oktober 2026 stattfinden 

• 279,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft in Braunschweig 
• 329,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft außerhalb Braunschweigs und/oder 

wohnhaft in einer Einrichtung der Stationären Jugendhilfe 
 

Die Herbstfreizeit „Ferien, die schlauer machen“ im Naturfreundehaus Bündheim soll vom 
12. Oktober bis 23. Oktober 2026 stattfinden. 

• 60,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft in Braunschweig 
 
Die Winterfreizeit im Schulland- und Jugendheim Berlin in Braunlage/Hohegeiß soll vom 
28. Dezember 2026 bis 04. Januar 2027 stattfinden. 
 

• 297,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft in Braunschweig 
• 347,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft außerhalb Braunschweigs und/oder 

wohnhaft in einer Einrichtung der Stationären Jugendhilfe 
 

Bei der Kalkulation der Entgelte für die Freizeiten von Ferien außerhalb Braunschweigs 
(FaBS) finden folgende Berechnungsdetails weiterhin Anwendung: 

• Die Gewährung eines Zuschusses von 6,25 € pro Person pro Tag für Teilnehmende 
aus Braunschweig sowie dem Betreuungspersonal für alle FaBS-Ferienfreizeiten 
(Oster-, Sommer-, Herbst- und Winterfreizeit). Dieser betrug im letzten Jahr 5,- € 
und wurde für 2026 erhöht. 
 
Dieser Zuschuss wird allen nicht städtischen Trägern der Jugendhilfe bei 
Ferienmaßnahmen gewährt. Analog wird er auch bei der Ermittlung der 
Teilnehmerbeiträge für FaBS-Ferienfreizeiten weiterhin gewährt. 
 

• Für Teilnehmende aus Braunschweig wird für die Sommerfreizeit in Lenste weiterhin 
exklusiv eine zusätzliche FaBS-Unterstützung von 5,- € pro Teilnehmenden pro Tag 
gewährt, um die Freizeit im Hinblick auf den besonders hohen Anteil von Kindern aus 
sozial benachteiligten Familien auf einem für die Zielgruppe finanzierbaren Niveau zu 
halten. 
 

• Die Ermäßigung für Inhabende des Braunschweig-Passes wird wie folgt weiterhin 
geregelt: 
 
o Für das erstgeborene Teilnehmerkind wird ein Preisnachlass pro Tag von 10,- € 

vom vollen Teilnehmerentgelt gewährt. 
o Für das zweitgeborene Kind (1. Geschwisterkind) gilt ein Preisnachlass von 50 % 

des Teilnehmerentgeltes des erstgeborenen Teilnehmerkindes. 
o Alle weiteren Geschwisterkinder erhalten einen Nachlass von 100 % des 

Teilnehmerentgeltes. 
 

• Teilnehmende, welche außerhalb Braunschweigs wohnhaft sind oder in stationären 
Einrichtungen der Jugendhilfe untergebracht sind, bekommen weiterhin keine 
Zuschüsse/Ermäßigungen wie Geschwisterermäßigung oder die FaBS-Unterstützung. 
 

• Die Geschwisterermäßigung für die Ferienfreizeiten wird weiterhin wie folgt 
gehandhabt: 
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o Für das erstgeborene Teilnehmerkind müssen 100 % des Teilnehmerentgeltes 

gezahlt werden. 
o Für das zweitgeborene Teilnehmerkind (1. Geschwisterkind) wird ein 

Preisnachlass von 50 % des Teilnehmerentgeltes gewährt. 
o Alle weiteren Geschwisterkinder erhalten einen Nachlass von 100 % des 

Teilnehmerentgeltes. 
 

• Um weiterhin Betreuungspersonal zu gewinnen und zu binden, ist eine Regelung 
für sogenannte „Betreuerkinder“ wichtig. Diese können jeweils von einem Betreuer 
bzw. einer Betreuerin kostenlos mitgenommen werden. Die Kosten werden aus dem 
Haushaltsansatz getragen. Für die Sommerferienfreizeit wird diese Möglichkeit für 
bis zu 10 Betreuerkinder und für die Oster-, Herbst- und Winterfreizeit jeweils für ein 
Betreuerkind weiterhin vorgehalten. 
 

Die Aufwandsentschädigungen für die ehrenamtlichen Betreuungskräfte wurden für die 
Sommerfreizeit auf 15,- € pro Tag erhöht. Für die Oster-, Herbst- und Winterfreizeit bleiben 
diese bei 8,50 € pro Tag. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig beschlossen 
 
 
11. Internationale Jugendarbeit - Angebote 2026 25-28009 
 
Ratsvorsitzender Graffstedt stellt die Vorlage 25-28009 nach Aussprache zur Abstimmung. 
 
Beschluss: 
Im Jahr 2026 werden im Rahmen der Internationalen Jugendarbeit des Fachbereiches 
Kinder, Jugend und Familie folgende Jugendbegegnungen und Angebote durchgeführt: 
 
1. Zwei Jugendbegegnungen mit Omaha (USA), in Omaha und Braunschweig, 

mit jeweils 12 Teilnehmenden aus Omaha und Braunschweig. 
2. Bis zu fünf europäisch gegenfinanzierte, niedrigschwellige Jugendbegegnungen in 

Kooperation mit der Offenen Kinder- und Jugendarbeit Braunschweigs und diversen 
europäischen Jugend- und Bildungsorganisationen. 

3. Eine Jugendbegegnung mit Bila Zerkwa (Ukraine) und einer dritten europäischen 
Jugendorganisation mit jeweils 10 Teilnehmenden. 

4. Eine Jugendbegegnung mit dem Jugendzentrum Roxy und der polnischen 
Jugendorganisation „Project Warmia“ mit jeweils 20 Teilnehmenden. 

5. Ein Fachkräfteaustausch des Jugendbüros zum Thema digitale Beteiligung mit 
insgesamt 30 Teilnehmenden. 

6. Drei „DiscoverEU Inklusion“-Fahrten, mit jeweils 10 volljährigen Teilnehmenden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig beschlossen 
  



 
 

17 
 

12. Bebauungsplan "Bahnhaltepunkt Bienrode", BI 41 
Stadtgebiet zwischen Waggumer Straße, Hermann-
Schlichting-Straße, Gerhard-Borchers-Straße und Forststraße 
(Geltungsbereich A) 
Stadtgebiet nördlich des Bienroder Sees, Teilfläche des 
Flurstücks 91 in der Flur 3, Gemarkung Waggum 
(Geltungsbereich B) 
Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss 

26-28174 

 
Beschluss: 
1. Die während der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB sowie der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB eingegangenen 
Stellungnahmen sind entsprechend den Vorschlägen der Verwaltung gemäß den 
Anlagen Nr. 6 und Nr. 7 zu behandeln. 

2. Der Bebauungsplan (mit örtlicher Bauvorschrift) „Bahnhaltepunkt Bienrode“, BI 41 
wird in der während der Sitzung ausgehängten Fassung gemäß § 10 (1) BauGB 
als Satzung beschlossen. 

3. Die zugehörige Begründung wird beschlossen. 
4. Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Bahnhaltepunkt Bienrode“, BI 41 

vom 13.02.2024 wird für die in Anlage Nr. 9 dargestellten Flächen aufgehoben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig beschlossen 
 
 
13. Oberbauform für die Erneuerung der Gleisanlagen 

Friedrich-Wilhelm-Straße/Waisenhausdamm 
25-26786 

 
Ratsvorsitzender Graffstedt weist darauf hin, dass zu der Vorlage 25-26786 
der Änderungsantrag 26-28358 vorliegt. 
 
Ratsfrau Kluth bringt den Änderungsantrag ein und begründet diesen. 
 
Im Anschluss an die Aussprache lässt Ratsvorsitzender Graffstedt zunächst über 
den Änderungsantrag 26-28358 abstimmen und stellt fest, dass dieser abgelehnt wird. 
Danach stellt er die Vorlage 25-26786 zur Abstimmung. 
 
Beschluss: 
1. Die Gleisoberbauform heller Stahlfaserbeton für die Gleiserneuerung Friedrich-Wilhelm-

Straße/Waisenhausdamm wird für die gesamte Strecke entsprechend der Anlage 1 
„Übersichtslageplan“ im Waisenhausdamm beschlossen. 
 

2. Sollte die Landesnahverkehrsgesellschaft wider Erwarten als Oberbauform im 
stadteinwärtigen Gleis im Waisenhausdamm (Anlage 3) ein Rasengleis fördern, 
wird dieses anstelle hellen Stahlfaserbetons umgesetzt.  

 
Abstimmungsergebnis: 
bei einigen Gegenstimmen beschlossen 
 
 
13.1. Oberbauform für die Erneuerung der Gleisanlagen 

Friedrich-Wilhelm-Straße/Waisenhausdamm 
Änderungsantrag zur Beschlussvorlage - 25-26786 
Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN 

26-28358 

 
Siehe Protokollierung zu TOP 13 / Drs.-Nr. 25-26786. 
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Beschluss: 
Die Gleisoberbauform des stadteinwärtigen Gleises im Waisenhausdamm (Anlage 3) wird 
als Rasen- bzw. Sedumgleis beschlossen. Für die übrigen Abschnitte der Gleiserneuerung 
in der Friedrich-Wilhelm-Straße und im Waisenhausdamm ist entsprechend Anlage 1 
(„Übersichtslageplan“) heller Stahlfaserbeton vorzusehen. 
 
Die hierdurch entstehenden Mehrkosten in Höhe von 200.000 € sind entsprechend über- 
bzw. außerplanmäßig bereitzustellen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
bei einigen Fürstimmen und wenigen Enthaltungen abgelehnt 
 
 
14. Anfragen  
 
Die Behandlung der Anfragen einschließlich der Dringlichkeitsanfrage erfolgt in der Zeit 
von 18:39 Uhr bis 19:12 Uhr. 
 
 
14.1. Schließung der Filiale Dankwardstraße der 

Braunschweigischen Landessparkasse 
Anfrage der SPD-Fraktion 

26-28280 

 
Ergebnis: 
Die Beantwortung erfolgt durch Stadtbaurat Leppa (Stellungnahme 26-28280-01). 
 
 
14.1.1. Schließung der Filiale Dankwardstraße der 

Braunschweigischen Landessparkasse 
Stellungnahme der Verwaltung 

26-28280-01 

 
Ergebnis: 
Die Stellungnahme 26-28280-01 wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
14.2. Kinder- und Jugendbeteiligung in Braunschweig 

Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN 
26-28263 

 
Ergebnis: 
Die Beantwortung erfolgt schriftlich (Stellungnahme 26-28263-01). 
 
 
14.2.1. Kinder- und Jugendbeteiligung in Braunschweig 

Stellungnahme der Verwaltung 
26-28263-01 

 
Ergebnis: 
Die Stellungnahme 26-28263-01 wird schriftlich zur Kenntnis gegeben. 
 
 
14.3. Entwicklung der Baukosten in Braunschweig 

Anfrage der CDU-Fraktion 
26-28279 

 
Ergebnis: 
Die Beantwortung erfolgt durch Stadtbaurat Leppa (Stellungnahme 26-28279-01). 
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14.3.1. Entwicklung der Baukosten in Braunschweig 
Stellungnahme der Verwaltung 

26-28279-01 

 
Ergebnis: 
Die Stellungnahme 26-28279-01 wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
14.4. Vier Jahre nach Kriegsbeginn: Unterstützung für Bila Tserkva 

Anfrage der FDP-Fraktion 
26-28262 

 
Ergebnis: 
Die Beantwortung erfolgt durch Herrn Albinus (Stellungnahme 26-28262-02). 
 
 
14.4.1. Vier Jahre nach Kriegsbeginn: Unterstützung für Bila Tserkva 

Stellungnahme der Verwaltung 
26-28262-02 

 
Ergebnis: 
Die Stellungnahme 26-28262-02 wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
14.5. Finanzielle Risiken beim Projekt Stiftshöfe 

Anfrage der CDU-Fraktion 
26-28278 

 
Ergebnis: 
Die Beantwortung erfolgt durch Stadtbaurat Leppa (Stellungnahme 26-28278-01). 
Eine Nachfrage wird beantwortet. 
 
 
14.5.1. Finanzielle Risiken beim Projekt Stiftshöfe 

Stellungnahme der Verwaltung 
26-28278-01 

 
Ergebnis: 
Die Stellungnahme 26-28278-01 wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
14.6. Ausfallzeiten beim Biomasseheizkraftwerk von BS|Energy 

Dringlichkeitsanfrage zur Ratssitzung am 10. Februar 2026 
Dringlichkeitsanfrage der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN 

26-28337 

 
Ergebnis: 
Die Beantwortung erfolgt durch Ersten Stadtrat Geiger (Stellungnahme 26-28337-01). 
 
 
14.6.1. Ausfallzeiten beim Biomasseheizkraftwerk von BS|Energy 

Dringlichkeitsanfrage zur Ratssitzung am 10. Februar 2026 
Stellungnahme der Verwaltung 

26-28337-01 

 
Ergebnis: 
Die Stellungnahme 26-28337-01 wird zur Kenntnis genommen. 
  



 
 

20 
 

Ratsvorsitzender Graffstedt stellt fest, dass der Rat alle Punkte des öffentlichen Teils 
der Sitzung behandelt hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
gez.     gez.     gez. 
 
Dr. Kornblum    Graffstedt    Hellemann 
Oberbürgermeister   Ratsvorsitzender   Protokollführerin 
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